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1. § 21 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes werden Werbungskosten der
oder des Auszubildenden auf Grund der Berufsausbildung nicht berücksichtigt;

2. § 22 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ist das Einkommen der oder des
Auszubildenden maßgebend, das zum Zeitpunkt der Antragstellung absehbar ist; Ände-
rungen bis zum Zeitpunkt der Entscheidung sind zu berücksichtigen;

3. § 23 Absatz 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes bleiben 85 Euro der Ausbil-
dungsvergütung und abweichend von § 25 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes zusätzlich 901 Euro anrechnungsfrei, wenn die Ausbildungsstätte von der Woh-
nung der Eltern oder eines Elternteils aus nicht in angemessener Zeit erreicht werden
kann;

4. § 23 Absatz 4 Nummer 2 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes werden Leistungen
Dritter, die zur Aufstockung der Berufsausbildungsbeihilfe erbracht werden, nicht ange-
rechnet.

(3) Bei einer Berufsausbildung im Betrieb der Eltern, der Ehefrau oder des Ehemanns
oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners ist für die Feststellung des Einkommens
der oder des Auszubildenden mindestens die tarifliche Bruttoausbildungsvergütung als ver-
einbart zugrunde zu legen oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, die ortsübli-
che Bruttoausbildungsvergütung, die in diesem Ausbildungsberuf bei einer Berufsausbil-
dung in einem fremden Betrieb geleistet wird.

(4) 1 Für an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen Teilnehmende wird von einer
Anrechnung des Einkommens abgesehen. 2 Satz 1 gilt nicht für Einkommen der Teilneh-
menden aus einer nach diesem Buch oder vergleichbaren öffentlichen Programmen geför-
derten Maßnahme.

(5) 1Das Einkommen der Eltern bleibt außer Betracht, wenn ihr Aufenthaltsort nicht
bekannt ist oder sie rechtlich oder tatsächlich gehindert sind, im Inland Unterhalt zu leis-
ten. 2Das Einkommen ist ferner nicht anzurechnen, soweit ein Unterhaltsanspruch nicht
besteht oder dieser verwirkt ist.

§ 68 Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilfe. (1) 1Macht die oder der Aus-
zubildende glaubhaft, dass ihre oder seine Eltern den nach den Vorschriften dieses Buches
angerechneten Unterhaltsbetrag nicht leisten, oder kann das Einkommen der Eltern nicht
berechnet werden, weil diese die erforderlichen Auskünfte nicht erteilen oder Urkunden
nicht vorlegen, und ist die Berufsausbildung, auch unter Berücksichtigung des Einkom-
mens der Ehefrau oder des Ehemanns oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners
im Bewilligungszeitraum, gefährdet, so wird nach Anhörung der Eltern ohne Anrechnung
dieses Betrags Berufsausbildungsbeihilfe geleistet. 2Von der Anhörung der Eltern kann aus
wichtigem Grund abgesehen werden. 3Eine Anrechnung des weitergeleiteten oder direkt
ausgezahlten Kindergeldes auf den vorausgeleisteten Betrag sowie eine Anrechnung über-
obligatorischer Leistungen eines Elternteils auf den angerechneten Unterhaltsbetrag des
anderen Elternteils findet nicht statt.

(2) 1Ein Anspruch der oder des Auszubildenden auf Unterhaltsleistungen gegen ihre
oder seine Eltern geht bis zur Höhe des anzurechnenden Unterhaltsanspruchs zusammen
mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch mit der Zahlung der Berufsausbildungs-
beihilfe auf die Agentur für Arbeit über. 2Die Agentur für Arbeit hat den Eltern die För-
derung anzuzeigen. 3Der Übergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch
nicht übertragen, nicht verpfändet oder nicht gepfändet werden kann. 4 Ist die Unterhalts-
leistung trotz des Rechtsübergangs mit befreiender Wirkung an die Auszubildende oder
den Auszubildenden gezahlt worden, hat die oder der Auszubildende diese insoweit zu er-
statten.

(3) Für die Vergangenheit können die Eltern der oder des Auszubildenden nur von dem
Zeitpunkt an in Anspruch genommen werden, ab dem
1. die Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts vorgelegen haben oder
2. sie bei dem Antrag auf Ausbildungsförderung mitgewirkt haben oder von ihm Kenntnis
erhalten haben und darüber belehrt worden sind, unter welchen Voraussetzungen dieses
Buch eine Inanspruchnahme von Eltern ermöglicht.

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung § 68 SGB III 3
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(4) Berufsausbildungsbeihilfe wird nicht vorausgeleistet, soweit die Eltern bereit sind,
Unterhalt entsprechend einer nach § 1612 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs getrof-
fenen Bestimmung zu leisten.
(5) 1Die Agentur für Arbeit kann den auf sie übergegangenen Unterhaltsanspruch im

Einvernehmen mit der oder dem Unterhaltsberechtigten auf diese oder diesen zur gericht-
lichen Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend gemachten Unterhalts-
anspruch abtreten lassen. 2Kosten, mit denen die oder der Unterhaltsberechtigte dadurch
selbst belastet wird, sind zu übernehmen.

§ 69 Dauer der Förderung. (1) 1Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht für
die Dauer der Berufsausbildung oder die Dauer der berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahme. 2Über den Anspruch wird bei Berufsausbildung in der Regel für 18 Monate, im
Übrigen in der Regel für ein Jahr (Bewilligungszeitraum) entschieden.
(2) Für Fehlzeiten besteht in folgenden Fällen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe:

1. bei Krankheit längstens bis zum Ende des dritten auf den Eintritt der Krankheit folgen-
den Kalendermonats, im Fall einer Berufsausbildung jedoch nur, solange das Berufsaus-
bildungsverhältnis fortbesteht,

2. für Zeiten einer Schwangerschaft oder nach der Entbindung, wenn
a) bei einer Berufsausbildung die Fehlzeit durch ein Beschäftigungsverbot oder eine
Schutzfrist aufgrund der Schwangerschaft oder der Geburt entsteht oder

b) bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme dieMaßnahme nicht länger als 14
Wochen, im Fall von Früh- oder Mehrlingsgeburten oder, wenn vor Ablauf von acht
Wochen nach der Entbindung bei dem Kind eine Behinderung im Sinne von § 2 Ab-
satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch1) ärztlich festgestellt wird, nicht länger
als 18 Wochen (§ 3 des Mutterschutzgesetzes) unterbrochen wird,

3. wenn bei einer Berufsausbildung die oder der Auszubildende aus einem sonstigen
Grund der Berufsausbildung fernbleibt und die Ausbildungsvergütung weitergezahlt
oder an deren Stelle eine Ersatzleistung erbracht wird oder

4. wenn bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme ein sonstiger wichtiger Grund
für das Fernbleiben der oder des Auszubildenden vorliegt.

§ 70 Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose. 1Arbeitslose, die zu Beginn der be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme anderenfalls Anspruch auf Arbeitslosengeld gehabt
hätten, der höher ist als der zugrunde zu legende Bedarf für den Lebensunterhalt, haben
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe in Höhe des Arbeitslosengeldes. 2 In diesem Fall
wird Einkommen, das die oder der Arbeitslose aus einer neben der berufsvorbereitenden
Bildungsmaßnahme ausgeübten Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit erzielt, in glei-
cher Weise angerechnet wie bei der Leistung von Arbeitslosengeld.

§ 71 Auszahlung. 1Monatliche Förderungsbeträge der Berufsausbildungsbeihilfe, die
nicht volle Euro ergeben, sind bei Restbeträgen unter 0,50 Euro abzurunden und im Üb-
rigen aufzurunden. 2Nicht geleistet werden monatliche Förderungsbeträge unter 10 Euro.

§ 72 Anordnungsermächtigung. Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anord-
nung das Nähere über Voraussetzungen, Umfang und Verfahren der Förderung zu bestim-
men.

Vierter Unterabschnitt. Berufsausbildung
§ 73 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung für Menschen mit Behinderungen
und schwerbehinderte Menschen. (1) Arbeitgeber können für die betriebliche Aus-
oder Weiterbildung von Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderten Men-
schen im Sinne des § 187 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e des Neunten Buches1) durch
Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung oder zu einer vergleichbaren Vergütung gefördert
werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen ist.

1)Nr. 9.

3 SGB III §§ 69–73 3. Buch. Arbeitsförderung
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(2) 1Die monatlichen Zuschüsse sollen regelmäßig 60 Prozent, bei schwerbehinderten
Menschen 80 Prozent der monatlichen Ausbildungsvergütung für das letzte Ausbildungs-
jahr oder der vergleichbaren Vergütung einschließlich des darauf entfallenden pauschalier-
ten Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht übersteigen. 2 In be-
gründeten Ausnahmefällen können Zuschüsse jeweils bis zur Höhe der Ausbildungsver-
gütung für das letzte Ausbildungsjahr erbracht werden.
(3) Bei Übernahme schwerbehinderter Menschen in ein Arbeitsverhältnis durch den

ausbildenden oder einen anderen Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene Aus-
oder Weiterbildung kann ein Eingliederungszuschuss in Höhe von bis zu 70 Prozent des
zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts (§ 91) für die Dauer von einem Jahr erbracht wer-
den, sofern während der Aus- oder Weiterbildung Zuschüsse erbracht wurden.

§ 73a Mobilitätszuschuss. (1) 1Die Agentur für Arbeit kann junge Menschen wäh-
rend des ersten Ausbildungsjahres einer nach § 57 Absatz 1 förderungsfähigen Berufsaus-
bildung mit einem Mobilitätszuschuss fördern, wenn
1. die Ausbildungsstätte vom bisherigen Wohnort der oder des Auszubildenden nicht in
angemessener Zeit erreicht werden kann und

2. ein Wechsel des Wohnortes für die Aufnahme der Ausbildung erforderlich ist.
2 § 116 Absatz 2 gilt entsprechend.
(2) 1Die Höhe des Mobilitätszuschusses richtet sich nach den erforderlichen Fahrkosten

für zwei monatliche Familienheimfahrten. 2 Für die Höhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 3
entsprechend.
(3) § 56 Absatz 1 Nummer 3 und § 63 dieses Buches sowie § 73 des Neunten Buches1)

bleiben unberührt.

§ 74 Assistierte Ausbildung. (1) 1Die Agentur für Arbeit kann förderungsberechtige2)
junge Menschen und deren Ausbildungsbetriebe während einer betrieblichen Berufsaus-
bildung oder einer Einstiegsqualifizierung (begleitende Phase) durch Maßnahmen der As-
sistierten Ausbildung fördern. 2Die Maßnahme kann auch eine vorgeschaltete Phase ent-
halten, die die Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbildung unterstützt (Vorphase).
(2) 1Ziele der Assistierten Ausbildung sind

1. die Aufnahme einer Berufsausbildung und
2. die Hinführung auf den Abschluss der betrieblichen Berufsausbildung.
2Das Ziel der Assistierten Ausbildung ist auch erreicht, wenn der junge Mensch seine be-
triebliche Berufsausbildung ohne die Unterstützung fortsetzen und abschließen kann.
(3) 1 Förderungsberechtigt sind junge Menschen, die ohne Unterstützung

1. eine Berufsausbildung nicht aufnehmen oder fortsetzen können oder voraussichtlich
Schwierigkeiten haben werden, die Berufsausbildung abzuschließen, oder

2. wegen in ihrer Person liegender Gründe
a) nach der vorzeitigen Lösung eines betrieblichen Berufsausbildungsverhältnisses eine
weitere Berufsausbildung nicht aufnehmen oder

b) nach Abschluss einer mit Assistierter Ausbildung unterstützten Berufsausbildung ein
Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festigen können.

2Förderungsberechtigt sind auch junge Menschen, die wegen in ihrer Person liegender
Gründe während einer Einstiegsqualifizierung zusätzlicher Unterstützung bedürfen. 3Die
Förderungsberechtigung endet im Fall des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b spätestens
sechs Monate nach Begründung eines Arbeitsverhältnisses oder spätestens ein Jahr nach
Ende der Berufsausbildung.
(4) 1Der junge Mensch wird, auch im Betrieb, individuell und kontinuierlich unter-

stützt und sozialpädagogisch begleitet. 2 Ihm steht beim Träger der Assistierten Ausbildung
über die gesamte Laufzeit der Förderung insbesondere eine feste Ausbildungsbegleiterin
oder ein fester Ausbildungsbegleiter zur Verfügung.

1)Nr. 9.
2)Richtig wohl: „förderungsberechtigte“.

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 73a, 74 SGB III 3
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(5) § 57 Absatz 1 gilt entsprechend.
(6) Mit der Durchführung von Maßnahmen der Assistierten Ausbildung beauftragt die

Agentur für Arbeit Träger unter Anwendung des Vergaberechts.
(7) 1Die Bundesagentur soll bei der Umsetzung der Assistierten Ausbildung mit den

Ländern zusammenarbeiten. 2Durch die Zusammenarbeit sollen unter Berücksichtigung
regionaler Besonderheiten Möglichkeiten einer Koordination der Akteure eröffnet und
dadurch eine hohe Wirksamkeit der Maßnahme im Ausbildungsmarkt erreicht werden.
3Die Bundesagentur kann ergänzende Leistungen der Länder berücksichtigen. 4Das gilt
insbesondere für Leistungen der Länder zur Förderung nicht nach Absatz 5 förderungsfähi-
ger Berufsausbildungen.

§ 75 Begleitende Phase der Assistierten Ausbildung. (1) In der begleitenden Phase
sind auch junge Menschen förderungsberechtigt, die zusätzlich zu der in § 74 Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzung abweichend von § 30 Absatz 1 des Ersten Bu-
ches1) ihrenWohnsitz und ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb von Deutschland ha-
ben, deren Ausbildungsbetrieb aber in Deutschland liegt.
(2) Die begleitende Phase umfasst

1. sozialpädagogische Begleitung,
2. Maßnahmen zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses oder der Einstiegs-
qualifizierung,

3. Angebote zum Abbau von Bildungs- und Sprachdefiziten und
4. Angebote zur Vermittlung fachtheoretischer Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten.

(3) 1Die Agentur für Arbeit legt die erforderlichen Unterstützungselemente nach Bera-
tung des förderungsberechtigten jungen Menschen in Abstimmung mit dem Träger der
Maßnahme im Einzelfall fest. 2 Sie überprüft die Erforderlichkeit regelmäßig in Abstim-
mung mit dem Träger.
(4) Die individuelle Unterstützung des jungen Menschen ist durch den Träger der

Maßnahme mit dem Ausbildungsbetrieb abzustimmen.
(5) In den Fällen des § 74 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Satz 3 kann der

junge Mensch in der begleitenden Phase gefördert werden, ohne dass ein betriebliches Be-
rufsausbildungsverhältnis besteht oder eine Einstiegsqualifizierung durchgeführt wird.
(6) Aufgaben des Ausbildungsbetriebes bei der und Verantwortung desselben für die

Durchführung der Berufsausbildung oder der Einstiegsqualifizierung bleiben unberührt.
(7) Betriebe, die einen mit Assistierter Ausbildung geförderten jungen Menschen aus-

bilden, können bei der Durchführung der Berufsausbildung oder der Einstiegsqualifizie-
rung
1. administrativ und organisatorisch sowie
2. zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses oder der Einstiegsqualifizierung
unterstützt werden.

§ 75a Vorphase der Assistierten Ausbildung. (1) 1 In der Vorphase sind junge Men-
schen förderungsberechtigt, wenn sie zusätzlich zu der in § 74 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
genannten Voraussetzung die Vollzeitschulpflicht nach den Gesetzen der Länder erfüllt ha-
ben. 2Ausländerinnen und Ausländer sind förderungsberechtigt, wenn die Voraussetzun-
gen nach Satz 1 vorliegen und sie eine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen oder ihnen eine
Erwerbstätigkeit erlaubt werden kann. 3Für eine Unterstützung in dieser Phase müssen
Ausländerinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz oder
eine Duldung besitzen, zudem
1. sich seit mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet auf-
halten und

2. schulische Kenntnisse und Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen, die einen erfolg-
reichen Übergang in eine Berufsausbildung erwarten lassen.

1)Nr. 1.

3 SGB III §§ 75, 75a 3. Buch. Arbeitsförderung
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4Gestattete oder geduldete Ausländerinnen oder Ausländer, die vor dem 1. August 2019 in
das Bundesgebiet eingereist sind, müssen sich abweichend von Satz 3 Nummer 1 seit min-
destens drei Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet dort aufhalten.
(2) 1 In der Vorphase wird der junge Mensch bei der Suche nach und Aufnahme einer

betrieblichen Berufsausbildung unterstützt. 2Abgestimmt auf den individuellen Förderbe-
darf sind in angemessenem Umfang betriebliche Praktika vorzusehen.
(3) 1Die Vorphase darf eine Dauer von bis zu sechs Monaten umfassen. 2Konnte der

jungeMensch in dieser Zeit nicht in eine betriebliche Berufsausbildung vermittelt werden,
kann die ausbildungsvorbereitende Phase bis zu zwei weitere Monate fortgesetzt werden.
(4) Die Vorphase darf nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegen.
(5) Betriebe, die das Ziel verfolgen, einen förderungsberechtigen jungen Menschen

auszubilden, können bei der Vorbereitung zur Aufnahme der Berufsausbildung durch den
jungen Menschen durch die Vorphase im Sinne von § 75 Absatz 7 unterstützt werden.

§ 76 Außerbetriebliche Berufsausbildung. (1) 1Die Agentur für Arbeit fördert för-
derungsberechtigte junge Menschen durch eine nach § 57 Absatz 1 förderungsfähige Be-
rufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung (außerbetriebliche Berufsausbil-
dung). 2Der Anteil betrieblicher Ausbildungsphasen je Ausbildungsjahr muss angemessen
sein.
(2) 1Während der Durchführung einer außerbetrieblichen Berufsausbildung sind alle

Möglichkeiten wahrzunehmen, um den Übergang der oder des Auszubildenden in ein be-
triebliches Berufsausbildungsverhältnis zu unterstützen. 2Die Agentur für Arbeit zahlt dem
Träger, der die außerbetriebliche Berufsausbildung durchführt, für jede vorzeitige und
nachhaltige Vermittlung aus einer außerbetrieblichen Berufsausbildung in eine betriebli-
che Berufsausbildung eine Pauschale in Höhe von 3 000 Euro. 3Die Vermittlung gilt als
vorzeitig, wenn die oder der Auszubildende spätestens zwölf Monate vor dem vertragli-
chen Ende der außerbetrieblichen Berufsausbildung vermittelt worden ist. 4Die Vermitt-
lung gilt als nachhaltig, wenn das Berufsausbildungsverhältnis länger als vier Monate fort-
besteht. 5Die Pauschale wird für jede Auszubildende und jeden Auszubildenden nur ein-
mal gezahlt. 6Zur Sicherstellung des erfolgreichen Abschlusses der betrieblichen Berufs-
ausbildung kann eine Förderung des jungen Menschen auch nach Übergang in ein
betriebliches Berufsausbildungsverhältnis erfolgen. 7Die Agentur für Arbeit legt die erfor-
derlichen Unterstützungselemente in Abstimmung mit dem Träger der Maßnahme im
Einzelfall fest. 8Diese Förderung endet spätestens mit dem Abschluss der betrieblichen Be-
rufsausbildung.
(2a) Die Gestaltung des Lehrplans, die Unterrichtsmethode und die Güte der zum Ein-

satz vorgesehenen Lehr- und Lernmittel müssen eine erfolgreiche Berufsausbildung erwar-
ten lassen.
(3) Ist ein betriebliches oder außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig

gelöst worden, kann die Agentur für Arbeit die Auszubildende oder den Auszubildenden
auch durch Fortsetzung der Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung för-
dern.
(4) Wird ein außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst, hat der

Träger der Maßnahme eine Bescheinigung über bereits erfolgreich absolvierte Teile der
Berufsausbildung auszustellen.
(5) 1 Förderungsberechtigt sind junge Menschen,

1. die lernbeeinträchtigt oder sozial benachteiligt sind und wegen in ihrer Person liegender
Gründe auch mit ausbildungsfördernden Leistungen nach diesem Buch eine Berufsaus-
bildung in einem Betrieb nicht aufnehmen können oder

2. deren betriebliches oder außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst
worden ist und deren Eingliederung in betriebliche Berufsausbildung auch mit ausbil-
dungsfördernden Leistungen nach diesem Buch aussichtslos ist, sofern zu erwarten ist,
dass sie die Berufsausbildung erfolgreich abschließen können.

2Förderungsberechtigt sind auch junge Menschen, die hinreichende Bewerbungsbemü-
hungen nachgewiesen sowie Angebote der Berufsberatung wahrgenommen haben und
bei denen ungeachtet der Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit die Aufnahme
einer betrieblichen Berufsausbildung auch mit ausbildungsfördernden Leistungen nach

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung § 76 SGB III 3
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diesem Buch nicht zu erwarten ist, wenn sie in einer Region wohnen, in der die Agentu-
ren für Arbeit unter Einbindung der Sozialpartner eine erhebliche Unterversorgung an
Ausbildungsplätzen festgestellt haben.
(6) 1Nicht förderungsberechtigt sind

1. Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der Bundesrepublik Deutschland Arbeit-
nehmerinnen, Arbeitnehmer oder Selbständige noch auf Grund des § 2 Absatz 3 des
Freizügigkeitsgesetzes/EU freizügigkeitsberechtigt sind, und ihre Familienangehörigen
für die ersten drei Monate ihres Aufenthalts,

2. Ausländerinnen und Ausländer,
a) die kein Aufenthaltsrecht haben oder
b) deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche, der Suche nach
einem Ausbildungs- oder Studienplatz, der Ausbildung oder des Studiums ergibt,

und ihre Familienangehörigen,
3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.
2 Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die sich mit einem Auf-
enthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik
Deutschland aufhalten. 3Abweichend von Satz 1 Nummer 2 können Ausländerinnen
und Ausländer und ihre Familienangehörigen gefördert werden, wenn sie seit mindestens
fünf Jahren ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben; dies gilt nicht, wenn
der Verlust des Rechts nach § 2 Absatz 1 des Freizügigkeitsgesetzes/EU festgestellt wurde.
4Die Frist nach Satz 3 beginnt mit der Anmeldung bei der zuständigen Meldebehörde.
5Zeiten des nicht rechtmäßigen Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht besteht, werden
auf Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts nicht angerechnet.
(7) 1Die Agentur für Arbeit erstattet dem Träger, der die außerbetriebliche Berufsaus-

bildung durchführt, die von diesem an die Auszubildende oder den Auszubildenden zu
zahlende Ausbildungsvergütung, jedoch höchstens den Betrag nach § 17 Absatz 2 des Be-
rufsbildungsgesetzes. 2Wird die Berufsausbildung in Teilzeit durchgeführt, bemisst sich
dieser Betrag unter entsprechender Berücksichtigung des § 17 Absatz 5 Satz 3 des Berufs-
bildungsgesetzes. 3Der Betrag erhöht sich um den vom Träger zu tragenden Anteil am Ge-
samtsozialversicherungsbeitrag.
(8) Mit der Durchführung von Maßnahmen der außerbetrieblichen Berufsausbildung

beauftragt die Agentur für Arbeit Träger unter Anwendung des Vergaberechts.

§§ 77-79 (aufgehoben)

§ 80 Anordnungsermächtigung. Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anord-
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förderung zu be-
stimmen.

Fünfter Unterabschnitt. Jugendwohnheime
§ 80a Förderung von Jugendwohnheimen. 1Träger von Jugendwohnheimen kön-
nen durch Darlehen und Zuschüsse gefördert werden, wenn dies zum Ausgleich auf dem
Ausbildungsmarkt und zur Förderung der Berufsausbildung erforderlich ist und die Träger
oder Dritte sich in angemessenem Umfang an den Kosten beteiligen. 2Leistungen können
erbracht werden für den Aufbau, die Erweiterung, den Umbau und die Ausstattung von
Jugendwohnheimen.

§ 80b Anordnungsermächtigung. Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch An-
ordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förderung
zu bestimmen.

Vierter Abschnitt. Berufliche Weiterbildung
§ 81 Grundsatz. (1) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können bei beruflicher
Weiterbildung durch Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn
1. die Weiterbildung notwendig ist, um sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzugliedern
oder eine ihnen drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden,

3 SGB III §§ 77-81 3. Buch. Arbeitsförderung
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2. die Agentur für Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat und
3. die Maßnahme und der Träger der Maßnahme für die Förderung zugelassen sind.
2Als Weiterbildung gilt die Zeit vom ersten Tag bis zum letzten Tag der Maßnahme mit
Unterrichtsveranstaltungen, es sei denn, die Maßnahme ist vorzeitig beendet worden.
(1a) Anerkannt wird die Notwendigkeit der Weiterbildung bei arbeitslosen Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern auch, wenn durch den Erwerb erweiterter beruflicher
Kompetenzen die individuelle Beschäftigungsfähigkeit verbessert wird und sie nach Lage
und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig ist.
(2) 1Der nachträgliche Erwerb eines Berufsabschlusses durch Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer wird durch Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert, wenn die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer
1. nicht über einen Berufsabschluss verfügen, für den nach bundes- oder landesrechtlichen
Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, oder auf-
grund einer mehr als vier Jahre ausgeübten Beschäftigung in an- oder ungelernter Tätig-
keit eine ihrem Berufsabschluss entsprechende Beschäftigung voraussichtlich nicht mehr
ausüben können,

2. für den angestrebten Beruf geeignet sind,
3. voraussichtlich erfolgreich an der Maßnahme teilnehmen werden und
4. mit dem angestrebten Beruf ihre Beschäftigungschancen verbessern.
2Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss, die noch nicht drei Jahre
beruflich tätig gewesen sind, werden nur gefördert, wenn eine Berufsausbildung oder eine
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme aus in ihrer Person liegenden Gründen nicht
möglich oder nicht zumutbar ist oder die Weiterbildung in einem Engpassberuf angestrebt
wird. 3Zeiten der Arbeitslosigkeit, der Kindererziehung und der Pflege pflegebedürftiger
Personen mit mindestens Pflegegrad 2 stehen Zeiten einer Beschäftigung nach Satz 1
Nummer 1 gleich. 4Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 und Satz 2 gelten entsprechend.
(3) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden durch Übernahme der Weiterbil-

dungskosten zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwer-
tigen Schulabschlusses gefördert, wenn
1. sie die Voraussetzungen für die Förderung der beruflichen Weiterbildung nach Absatz 1
erfüllen und

2. zu erwarten ist, dass sie an der Maßnahme erfolgreich teilnehmen werden.
2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Leistung wird nur erbracht, soweit sie nicht für
den gleichen Zweck durch Dritte erbracht wird. 4Die Agentur für Arbeit hat darauf hin-
zuwirken, dass sich die für die allgemeine Schulbildung zuständigen Länder an den Kosten
der Maßnahme beteiligen. 5Leistungen Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben an-
rechnungsfrei.
(3a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können zum Erwerb von Grundkom-

petenzen durch die Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn
1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen für die Förderung der beruflichen Weiter-
bildung erfüllt sind und

2. der Erwerb der Grundkompetenzen die Grundlage schafft für eine erfolgreiche berufli-
che Weiterbildung oder allgemein die Beschäftigungsfähigkeit verbessert.

(4) 1Der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer wird das Vorliegen der Vorausset-
zungen für eine Förderung bescheinigt (Bildungsgutschein). 2Der Bildungsgutschein kann
zeitlich befristet sowie regional und auf bestimmte Bildungsziele beschränkt werden.
3Der von der Arbeitnehmerin oder vom Arbeitnehmer ausgewählte Träger hat der Agen-
tur für Arbeit den Bildungsgutschein vor Beginn der Maßnahme vorzulegen. 4Die Agen-
tur für Arbeit kann auf die Ausstellung eines Bildungsgutscheins bei beschäftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern verzichten, wenn
1. der Arbeitgeber und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer damit einverstanden
sind oder

2. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer oder die Betriebsvertretung das Einver-
ständnis zu der Qualifizierung nach § 82 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 erklärt haben.

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung § 81 SGB III 3
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§ 82 Förderung beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(1) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können abweichend von § 81 bei berufli-
cher Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhältnisses durch volle oder
teilweise Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn
1. Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden, die über ausschließlich ar-
beitsplatzbezogene kurzfristige Anpassungsfortbildungen hinausgehen,

2. der Erwerb des Berufsabschlusses, für den nach bundes- oder landesrechtlichen Vor-
schriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, in der Regel
mindestens zwei Jahre zurückliegt,

3. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in den letzten zwei Jahren vor Antragsstel-
lung nicht an einer nach dieser Vorschrift geförderten beruflichen Weiterbildung teil-
genommen hat,

4. die Maßnahme mehr als 120 Stunden dauert und
5. die Maßnahme und der Träger der Maßnahme für die Förderung zugelassen sind.
2Ausgeschlossen von der Förderung ist die Teilnahme an Maßnahmen, zu deren Durch-
führung der Arbeitgeber auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen verpflich-
tet ist.

(2) 1Nach Absatz 1 soll nur gefördert werden, wenn sich der Arbeitgeber in angemes-
senem Umfang an den Lehrgangskosten beteiligt. 2Angemessen ist die Beteiligung, wenn
der Betrieb, dem die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer angehört,
1. mindestens 50 und weniger als 500 Beschäftigte hat und der Arbeitgeber 50 Prozent,
2. 500 Beschäftigte oder mehr hat und der Arbeitgeber 75 Prozent
der Lehrgangskosten trägt. 3Abweichend von Satz 1 soll in Betrieben mit weniger als 50
Beschäftigten von einer Kostenbeteiligung des Arbeitgebers abgesehen werden. 4Bei Be-
trieben mit weniger als 500 Beschäftigten soll von einer Kostenbeteiligung des Arbeit-
gebers abgesehen werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer
1. bei Beginn der Teilnahme das 45. Lebensjahr vollendet hat oder
2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches1) ist.

(3) 1 Für die berufliche Weiterbildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
können Arbeitgeber durch Zuschüsse zum Arbeitsentgelt gefördert werden, soweit die
Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhältnisses durchgeführt wird.
2Die Zuschüsse können für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, bei denen die Voraus-
setzungen für eineWeiterbildungsförderung wegen eines fehlenden Berufsabschlusses nach
§ 81 Absatz 2 erfüllt sind, bis zur Höhe des Betrags erbracht werden, der sich als anteiliges
Arbeitsentgelt für weiterbildungsbedingte Zeiten ohne Arbeitsleistung errechnet. 3Dieses
umfasst auch den darauf entfallenden pauschalen Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag. 4 Im Übrigen können bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1
Zuschüsse für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben mit
1. weniger als 50 Beschäftigten in Höhe von 75 Prozent,
2. mindestens 50 und weniger als 500 Beschäftigten in Höhe von 50 Prozent,
3. 500 Beschäftigten oder mehr in Höhe von 25 Prozent
des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts nach den Sätzen 2 und 3 erbracht werden.

(4) 1Bei Vorliegen einer Betriebsvereinbarung über die berufliche Weiterbildung oder
eines Tarifvertrages, der betriebsbezogen berufliche Weiterbildung vorsieht, verringert
sich die Beteiligung des Arbeitgebers an den Lehrgangskosten nach Absatz 2 unabhängig
von der Betriebsgröße um fünf Prozentpunkte. 2Die Zuschüsse zum Arbeitsentgelt nach
Absatz 3 Satz 4 können bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 um fünf Prozent-
punkte erhöht werden.

(5) 1Der Antrag auf Förderung nach Absatz 1 kann auch vom Arbeitgeber gestellt und
die Förderleistungen an diesen erbracht werden, wenn

1)Nr. 9.
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